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Sachgebiet 63 


Der Bundesminister Bonn, den 11. November 1971 

für Wirtschaft und Finanzen 

F/II A5- AF 1000-39/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Zustimmung zur Leistung von außerplanmäßigen Aus- 
gaben bei Kap. 60 04 Tit. apl. 688 01 Hj 1971 ; 

- Pauschalzahlung von 250 Millionen DM an die DDR- 
Post - 


Unter Bezugnahme auf § 37 Abs. 4 der Bundeshaushaltsord- 
nung unterrichte ich den Deutschen Bundestag von der Bewil- 
ligung folgender außerplanmäßiger Ausgabe: 

Im Protokoll vom 30. September 1971 über Verhandlungen 
zwischen einer Delegation des Bundesministeriums für das 
Post- und Fernmeldewesen der Bundesrepublik Deutschland 
und einer Delegation des Ministeriums für Post- und Fernmelde- 
wesen der Deutschen Demokratischen Republik ist unter Num- 
mer 2 vereinbart: 

„Die im Post- und Feimmeldeverkehr von der Deutschen Post 
der Deutschen Demokratischen Republik bis zum 31. Dezember 
1966 erbrachten Mehrleistungen werden von der Bundesrepu- 
blik Deutschland durch Zahlung eines einmaligen Pauschal- 
betrages abgegolten. 

Die Höhe dieses Pauschalbetrages beträgt für den genannten 
Zeitraum 250 Millionen DM. 

Dieser Betrag wird bis zum 15. Dezember 1971 auf das Konto 
der Staatsbank der Deutschen Demokratischen Republik bei der 
Deutschen Bundesbank 4003/UK 3 zugunsten des Ministeriums 
für Post- und Fernmeldewesen der Deutschen Demokratischen 
Republik überwiesen." 

Die Vereinbarung dient wesentlichen Verbesserungen und Er- 
weiterungen des Post- und Fernmeldeverkehrs und stellt gleich- 
zeitig eine erste Regelung zwischen den zuständigen deutschen 
Behörden im Sinne von Teil II Abschnitt C Absatz 3 des Vier- 
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mächteabkommens vom 3. September 1971 und der Anlage III 
Nr. 4 und Nr. 5 zu diesem Abkommen dar. Sie ist ein wichtiger 
Schritt auf dem Wege zu einer Normalisierung der Beziehungen 
zwischen den beiden Staaten in Deutschland. Die Leistung der 
250 Millionen DM ist daher unabweisbar. Die Ausgabe ist bei 
Aufstellung des Haushalts nicht vorhergesehen worden. 


In Vertretung 

H. Hermsdorf 
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